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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 5 R 48/13 B 
 
L 1 R 403/11 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 45 R 416/10 (SG Braunschweig) 
 
 
 
……………….., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Bevollmächtigter: ………………………………….…, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Mitteldeutschland, 
Paracelsusstraße 21, 06114 Halle, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 21. März 2013 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d  ,   die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r  

und den Richter   Dr.  K o l o c z e k  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 19. Dezember 2012 

wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu 

erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Klägerin hat mit einem von ihrem Bevollmächtigten unterzeichneten, an das "Amtsgericht 

Goslar" gerichteten und über das LSG Niedersachsen-Bremen an das BSG weitergeleiteten 

Schreiben vom 3.2.2013 (Eingang hier am 12.2.2013) gegen die Nichtzulassung der Revision in 

dem ihr am 31.1.2013 zugestellten Urteil des LSG vom 19.12.2012 Beschwerde eingelegt. 

 

Die Beschwerde der Klägerin ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht eingelegt worden ist. Die 

Klägerin konnte, worauf sie in der Rechtsmittelbelehrung des angefochtenen Urteils ausdrück-

lich hingewiesen worden ist, die Beschwerde wirksam nur durch zugelassene Prozessbevoll-

mächtigte innerhalb der einmonatigen Beschwerdefrist, die mit Ablauf des 28.2.2013 endete, 

einlegen lassen (§ 73 Abs 4, § 160a Abs 1 § 64 Abs 2 SGG). Der Bevollmächtigte der Klägerin 

erfüllt diese Voraussetzungen nicht. 

 

Prozesskostenhilfe will die Klägerin - soweit dem Schreiben vom 22.2.2013 entnommen werden 

kann - nicht in Anspruch nehmen.  

 

Für die Bewilligung von Prozesskostenhilfe und die damit verbundene Beiordnung eines 

Rechtsanwalts zur Durchführung des Beschwerdeverfahrens gegen die Nichtzulassung der 

Revision ist nach der Rechtsprechung des BSG und der anderen obersten Gerichtshöfe des 

Bundes Voraussetzung, dass neben dem Antrag auf Prozesskostenhilfe auch eine Erklärung zu 

den persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen auf dem hierfür vorgeschriebenen 

Vordruck innerhalb der Rechtsmittelfrist beim BSG eingereicht wird. Dies ist nicht geschehen. 

 

Die Beschwerde ist somit ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter zu verwerfen (§ 160a 

Abs 4 S 1 Halbs 2, § 169 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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